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Ermittlungsver-fahren gegen Unbekannt, zum Nachteil von
Stadt Gammertingen, Gammeft ingen,

wegen Urkundenfälschung

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Hahn,

in dem oben genannten Verfahren habe ich mitVerfügung vom 04.07.2Ol1folgende Entschei-
dung getroffen:

Das Ermittlungsverfahren wird gemäß S rz0 Abs. 2 stpo eingestellt.

Gründe:
Am 05.08.2010 wurde in Gammertingen eine schriftliche "Bekanntmachung" an alle Bür-
ger verteilt, die den Eindruck enrueckte, vom Bürqermeister der Stadt Gamme1ingen uno
der Stadtverwaltung zu stammen. Die Bekanntmachung war mit einer eingescannten Un-
terschrift des Bürgermeisters Holger Jerg versehen.

In den Schreiben wurden Bürger der Gemeinde aufgefordert, sich zwischen 0g.00 Uhr
und 18.00 Uhrzur Musterung im Rathaus Gammertingen einzufinden. "Die 11 tauglichs-
ten der Gemusterten" sollten unverzüglich zu einer Schnellausbildung in die Sigmannger
Kaserne einberufen werden, um Anfang des Jahres 2011 nach Afghanistan aufzubre-
chen. Der Brief endete mit der Ankündigung von "polizeilichen Maßnahmen", sofern man
dieserAnordnung nicht innerhalb von 14 Tagen unaufgefordert nachkomme.
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Hintergrund dieses nur vermeintlich amtlichen Schreibens war eine Patenschaft, welche
die Stadt Gammertingen mit einer Bundeswehrkompanie aus Sigmaringen eingegangen
war. Diese Sache war im Bereich der Stadt Gammertingen umstritten und hatte bereits
zu offenen Briefen sowie diversen Veröffentlichunoen in der Schwäbischen Zeituno und
im Amtsblatt geführt.

Mit Anwaltsschriftsatz vom 10.08.20'10 erstattete Bürgermeister Jerg wegen des gefälsch-
ten Rundschreibens Strafanzeige gegen Unbekannt wegen Urkundenfälschung, Amtsan-
maßung, Störpropaganda gegen die Bundeswehr, groben Unfugs und Verstoßes gegen
d ie Vorschriften des Landespresseqesetzes Baden-Wü rltem be rq.

Bei den vom Polizeiposten Gammertingen zunächst vorgenommenen Ermittlungen konn-
ten auf einigen der vermeintlich amtlichen Schreiben zwar venveftbare daktyloskopische
Spuren gefunden werden. Diese konnten jedoch keinem Tatverdächtigen zugeordnet wer-
oen.

Bei den Ermittlungen ergab sich des Weiteren, dass das Rundschreiben in drei bestimm-
ten Wohngebieten Gammertingens verteilt wurde. Rückschlüsse darauf, wer das Schrei-
ben verfasst und verteilt hatte, konnten daraus jedoch nicht gezogen werden.

Bereits im Anwaltsschriftsatz ließ der Anzeigeerstatter vortragen, dass von den Verant-
wotllichen des Lebenshaus Schwäbische-Alb e.V. bereits zuvor eine Medien- und Internet-
kampagne gegen die geschilderte Patenschaft der Stadt Gammertingen betrieben wor-
den sei. Der Anzeigeerstatter habe dem Vorsitzenden des Vereins, Herrn Axel
Pfaff-Schneider, sowie dem Geschäftsführer des Vereins, Herrn Michael Schmid, in jüngs-
ter Zeit unter Veruvendung des üblichen Briefbogens der Stadtverwaltung ein Antwort-
schreiben zukommen lassen und zu den diversen schriftlichen Kampagnen des Vereins
Stellung genommen. Es könne daher nicht ausgeschlossen werden, dass bei einer Durch-
suchung der Vereinsräumlichkeiten Spuren oder Sachen gefunden würden, die weitere
Hinweise auf die Täter erqeben.

Diese Anregung des Anzeigeerstatters wurde mit Schriftsatz vom 09.12.2010 '"viederholt

und darauf verwiesen, dass auf den Computern der Vereinsgeschäftsstelle Spuren festge-
stellt werden könnten, die auf die regen Kontakte des Vereins mit den eigentlichen Tätern
oder Verteilern der gefälschten Briefe hinwiesen. Da die gefälschten und verteilten Briefe
elektronisch bearbeitet worden seien, rnüsse man davon ausgehen, dass sich derartige
Dateien auf den Vereinscomoutern finden ließen.

Der Anregung des Anzeigeerstatters entsprechend wurde vom Amtsgericht Hechingen
auf Antrag der Staatsanwaltschaft Hechingen am 20.12.2010 ein Durchsuchungsbe-
schluss für die Geschäfts- und Nebenräume des Lebenshaus Schwäbische-Alb e.V. erlas-
sen. Der Beschluss wurde am '10.03.2011 vollzogen. Dabei wurden eine Klarsichtmappe
mit Schreiben, ein Ordner Schriftverkehr, ein USB-Stick, ein Rechner, ein Notebook und
ein weiterer Rechner sicheroestellt.

Auf Beschwerde des Lebenshaus e.V. vom 18.03.2011 stellte das Landgericht Hechin-
gen mit Beschluss vom 20.05.201'l fest, dass der Beschluss des Amtsgerichts Hechin-
gen vom 20.12.2010 rechtswidrig war. Dies hat zur Konsequenz, dass die am
10.03.2011 sichergestellten Beweismittel im vorlieqenden Verfahren nicht mehr verwertet
werden dürfen.
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Weitere sinnvolle Ermittlunqsansätze sind nicht vorhanden.

Das Verfahren ist daher einzustellen, da weder der oder die VerJasser noch der oder die
Verteiler des Schreibens ermittelt werden konnten.

Etwaige zivilrechtliche Ansprüche werden durch diese Entscheidung nicht berührt.

Belehrung

Wegen der ergriffenen Strafverfolgungsmaßnahme(n) (Durchsuchung am '10.03.2010 
) sind rnög-

licherweise Entschädigungsansprüche entstanden (Gesertz über die Entschädiqunq für Strafver-
folgungsmaßnahmen - StrEG).

Wer durch den Vollzug der Untersuchungshaft oder einer anderen in $ 2 Abs. 2 des Gesetzes
aufgeführten Strafverfolgungsmaßnahme einen Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse
entschädigt, soweit das VerJahren gegen ihn eingestellt wird, außer es liegen gesetzliche Aus-
schließungs- oder Versagungsgrunde vor. Entschädigung für einen Vermögensschaden wird je-
doch nur geleistet, wenn der nachgewiesene Schaden den Betrag von 25,00 EUR übersteigt.
FÜr einen Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, beträgt die Entschädigung 25,00 EUR für
jeden angefangenen Tag der Freiheitsentziehung, sowie diese aufgrund gerichtlicher Entschei-
dung erfolgte. Für einen Schaden, der auch ohne die Strafver-folgungsmaßnahme eingetreten wä-
re, wird keine Entschädigung geleistet.

Hat der Verletzte Strafanzeige erstattet, wird uber die Entschädigungspflicht nicht entschieden,
solange er noch durch einen Antrag nach $ 172 Abs.2 SIPO im KlageerzwingungsverJahren die
Erhebung der Klage herbeiführen kann.

Der Antrag auf Feststellung der Entschädigungspflicht ist binnen eines Monats nach Zustel-
lung der Mitteilung über die Einstellung des Ver-fahrens bei dem AG Hechingen zu stellen. In die-
sem Vedahren wird noch nicht über den Umfang lhres eirruaigen Anspruchs entschiecien. Letzte-
fgS blgibt bre! FgStStel!UnO ei.ref Fntq6hlrlinrr"lncnflir.ht qinom nocnndcrtF6 fi,oirancrrprf.rhron rrn.-

behalten.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Prof . Dr. Pfohl
Leitender Oberstaatsanwalt

Dreses Schreiben wurde elektronisch erstellt und enthält deshalb keine Unterschrift, wofür um Verständnis gebeten wird


